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Mitglieder der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) können grundsätzlich einigen Einfluss 

auf ihre Kasse nehmen. Doch Informationsmängel, Desinteresse und Defizite in der Selbstverwaltung

bremsen oft eine effektive Vertretung der Versicherteninteressen, zeigt eine neue Studie.* 

Noch viel Potenzial: Selbstverwaltung
der gesetzlichen Krankenkassen

GESUNDHEIT

den differenzierten Angeboten verschiedener Kassen aussu-
chen. So weit die Theorie.

Die Realität sieht auf beiden Seiten schwieriger aus, resü-
mieren die Forscher. Die Sozialwissenschaftler und Gesund-
heitsökonomen der Hochschulen Bremen, Duisburg-Essen
und Fulda diagnostizieren auf der Basis breit angelegter Um-
fragen unter Versicherten wie Versichertenvertretern sowohl
beim Kassenwechsel als auch bei der Selbstverwaltung „Bar-
rieren“ und „Funktionsdefizite“.

Kassenwechsel mit Hürden. Dabei ist die grundsätzliche
Bereitschaft, die gesetzliche Krankenversicherung zu wech-
seln, unter den mehr als 700 für die Studie befragten Versi-
cherten „hinreichend groß, um Druck auszuüben“, attestie-
ren die Wissenschaftler. 27 Prozent haben sogar zwischen
1996 und Anfang 2006 mindestens einmal eine andere Kasse
gewählt. Das Bewusstsein für die Wahlmöglichkeit beschrän-
ke sich auch nicht auf jüngere, gut verdienende GKV-Mitglie-
der. „Selbst bei sozial schwächeren Versichertengruppen ist
noch eine beachtliche grundsätzliche Wechselbereitschaft er-
kennbar“, so die Wissenschaftler. 

Zudem wussten 80 Prozent der Befragten ziemlich genau,
wie hoch ihr Beitragssatz ist – ein aus Sicht der Forscher über-
raschend hoher Informationsstand. In anderen Fragen zeigten
sich viele der Versicherten allerdings deutlich schlechter infor-
miert. Weit verbreitet seien falsche Vorstellungen über ver-
meintliche Risiken, etwa dass die gewünschte neue Kasse 
Bewerber auch ablehnen oder mit höheren Tarifen belegen
könne. Sie stellten „eine große Wechselbarriere dar“. Zudem
orientierten sich viele Befragte lediglich am Beitragssatz. „Es
bleibt zu hoffen, dass die Bedeutung von Versorgungsstruk-
turen bei der Kassenwahl zunimmt, wenn auch die Viel-
falt der Versorgungsangebote
wächst“, schreiben die For-
scher. Und setzen auf mehr
Information für die Versi-
cherten.

Sozialwahl ohne Wähler.
Deutliche Defizite konstatie-
ren auch viele der gut 360
Versichertenvertreter, die die
Forscher befragten. Das be-
ginnt bei der bescheidenen
Beteiligung an den Sozial-
wahlen: 2005 lag sie bei le-
diglich bei 32 Prozent. Paral-
lel verzichten immer mehr
Kassen auf eine echte Wahl.
Stattdessen einigen sich die
im Verwaltungsrat vertrete-
nen Listen vorab auf ein Per-
sonaltableau. Diese so   �

Wer Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse ist, hat gleich
zwei Möglichkeiten, seine Interessen oder seine Unzufrieden-
heit zu artikulieren. Die erste ist simpel, aber relativ neu: Seit
der Liberalisierung im Jahre 1996 kann ein gesetzlich Versi-
cherter wie jeder normale Kunde in einem Wettbewerbs-

system seinem Anbieter den Rücken kehren und zu einer an-
deren gesetzlichen Kasse wechseln. Die zweite Einfluss-Mög-
lichkeit ist eine Spezialität der deutschen Sozialversicherung
und hat Tradition: die Selbstverwaltung. In den Verwaltungs-
räten der Kassen, sitzen – teilweise zusammen mit Delegier-
ten der Arbeitgeber – ehrenamtliche Versichertenvertreterin-
nen und -vertreter. Sie entscheiden über die Bestellung des
Vorstandes und „Fragen von grundsätzlicher Bedeutung“.
Alle sechs Jahre finden Sozialwahlen statt, um die Obleute zu
bestimmen, die über die Listen von Gewerkschaften und So-
zialverbänden kandidieren. 

Im besten Fall ergänzen sich beide Einflussmechanismen:
Die Selbstverwaltungsakteure können als kompetenter „Seis-
mograph der Versicherten“ wirken, schreibt eine Forscher-
gruppe, die in einem von der Hans-Böckler-Stiftung geför-
derten Projekt Wechselverhalten und Selbstverwaltung
untersucht hat. Die Versichertenvertreter haben viel Kontakt
zu den Mitgliedern, die sich ihrerseits für die Selbstver-
waltung interessieren. Sie nehmen Bedürfnisse und Anforde-
rungen der Versicherten auf und können, falls nötig, beim
Kassenapparat intervenieren. Als Ultima Ratio bleibt den
Versicherten der Wechsel, bei dem sie gut informiert unter
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Menschen, Frauen und Personen mit guten Kontakten zu Pa-
tientengruppen sind auch aus Sicht vieler Verwaltungsrats-
mitglieder in ihren Gremien unterrepräsentiert. Und etliche
wünschen sich mehr Qualifizierung für ihre Tätigkeit. 

Angesichts der Defizite sehen die Wissenschaftler Reform-
bedarf auf verschiedenen Ebenen: Die demokratische Legiti-
mation der Selbstverwaltung könne durch mehr Ur- und we-
niger „Friedenswahlen“ verbreitert werden. Parallel dazu
bräuchten die Selbstverwalter mehr Qualifizierung und pro-
fessionelle Unterstützung, aber auch mehr gesetzliche Kom-
petenzen, um ihre Rolle gegenüber den Hauptamtlichen der
Kassenverwaltung ausfüllen zu können.   �

� genannten „Friedenswahlen“ empfinden etliche Befragte
als ebenso problematisch wie die Wissenschaftler. Denn
einerseits leidet die Legitimation der Verwaltungsräte. Zum
anderen bleiben die Versichertenvertreter den Versicherten
mangels Wahlkampf komplett unbekannt. 

Mit durchschnittlich rund zwölf Stunden pro Monat in-
vestieren die Befragten eine Menge Zeit in ihr Ehrenamt. Der
intensive Kontakt zu Versicherten komme jedoch häufig zu
kurz, konstatieren die Forscher. Die besten Drähte zu den
Mitgliedern attestieren sie „jüngeren, hoch engagierten und
qualifizierten Gewerkschaftsmitgliedern“, die aber nur eine
Teilgruppe unter den Befragten stellen. Viele Selbstverwalter
konzentrierten sich stark auf Fragen von Unternehmenspoli-
tik und Beitragssätzen, was nur einen Teil ihres Handlungs-
felds umfasst. „Die bestehenden Möglichkeiten im Bereich
der Prävention oder der Qualitätssicherung“ schöpfe die
Selbstverwaltung hingegen „bei weitem nicht aus“. Jüngere

werden – in erster Linie für
Unis interessant. Die Ab-
sicht, sich Management-
Kompetenz ins Haus zu ho-
len wurde insgesamt seltener
geäußert. Daran sind vor al-
lem Technische Universitä-
ten interessiert. 

Drittmittel aus der Privat-
wirtschaft und die Zusam-
mensetzung des Hochschul-
rates stehen in keinem ein-
deutigen Zusammenhang.
Die These: Dort, wo viel mit
Drittmitteln geforscht wird,
mehr Wirtschaftsvertreter in
den Hochschulrat kommen
oder umgekehrt viele Wirt-
schaftsvertreter viele Mittel
akquirieren, „muss als zu
eindimensional zurückge-
wiesen werden“, so die Un-
tersuchung. 

Die Forscher haben die
Hochschulleitungen auch be-
fragt, welche der in sie gesetz-
ten Erwartungen die Hoch-
schulräte bisher am ehesten
erfüllt haben. Die häufigste
Antwort: Man habe durch
die neuen Gremien externen
Sachverstand gewonnen. Je-
weils weniger als ein Viertel
der Befragten sieht seine Vor-

stellungen von einer besseren Außenwirkung, effektiveren
Kontrollmechanismen oder besserer Vernetzung mit anderen
gesellschaftlichen Institutionen bestätigt. Nicht erfüllt hat sich
in den meisten Fällen die Hoffnung auf „eine bessere Stellung
im Wettbewerb um Sponsoren und Drittmittel“. �
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Die universitären Verwaltungsstrukturen sind im

Umbruch. Eine Studie hat erste Erfahrungen mit

den vielerorts neu eingeführten Hochschulräten

analysiert.*

Seit der vierten Novelle des Hochschulrahmengesetzes 1998
können die Länder die Organisationsstrukturen ihrer Hoch-
schulen weitgehend selbst bestimmen. Die meisten Länder
haben so genannte Hochschulräte eingeführt, die zumindest
zum Teil mit externen Mitgliedern aus Wirtschaft, Wissen-
schaft und Kultur besetzt sind. Die Professoren Jörg Bogumil
und Rolf G. Heinze von der Universität Bochum haben erst-
mals untersucht, wie sie sich zusammensetzen, wie sie arbei-
ten und welche Konsequenzen sich daraus für die Hochschu-
len ergeben. Die Ergebnisse: 
� Hochschulräte bestehen durchschnittlich aus etwa zehn

Personen. Räte, die ausschließlich mit Externen besetzt
sind, sind im Schnitt etwas kleiner als solche, in denen
auch Beschäftigte der Hochschule sitzen.

� Das duale Modell mit internen und externen Vertretern ist
die häufigere Variante. 61 Prozent der Gremien beherber-
gen auch Vertreter der Uni oder FH, meist Professoren.

� Der Frauenanteil liegt mit 22 Prozent recht niedrig.
� Die Externen rekrutieren sich im Durchschnitt zu jeweils

rund einem Drittel aus der Wirtschaft und aus der Wissen-
schaft. An Fachhochschulen, Technischen Universitäten
und Privathochschulen steigt der Anteil der Wirtschaftsre-
präsentanten auf knapp die Hälfte. Unter ihnen dominie-
ren Vertreter von Großunternehmen. 

� Die Zahl der Gewerkschaftsvertreter ist gering. Ihr Anteil
liegt bei drei Prozent.
Die Vernetzung mit regionalen und überregionalen Unter-

nehmen voranzubringen war der Studie zufolge eines der do-
minanten Motive für die Auswahl der Hochschulräte. Das
trifft besonders auf Fachhochschulen zu. Auch sollte so Ex-
pertise zu Hochschul- und Wissenschaftssystem gewonnen

Wirtschaftsvertreter
dominieren

HOCHSCHULRÄTE

*Quelle: Jörg Bogumil, Rolf G. Heinze u.a.: Hochschulräte als neues Steue-
rungsinstrument?, Gutachten im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung 2008
Download und Quellendetails: www.boecklerimpuls.de


